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Amtliche Bekanntmachung 
 

 
Haushaltssatzung 

der Gemeinde Thaden 
für das Haushaltsjahr 2018 

 
 
Aufgrund der §§ 77 ff. der  Gemeindeordnung wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 
11. Dezember 2017 - folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 wird 

1. im Verwaltungshaushalt    
 in der Einnahme auf  360.900,00 € 
 in der Ausgabe auf  360.900,00 € 
 und    
2. im Vermögenshaushalt    
 in der Einnahme auf  72.400,00 € 
 in der Ausgabe auf  72.400,00 € 
 festgesetzt.    
 
 

§ 2 
 
Es werden festgesetzt: 

 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und 
 Investitionsförderungsmaßnahmen auf 

 
 0,00 € 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf  0,00 € 
3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf  0,00 € 
4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf 0 Stellen
 
 

§ 3 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
(1) Grundsteuer  

a) für die land- und forstwirtschaftlichen  
Betriebe (Grundsteuer A) 

320 % 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 320 % 
(2) Gewerbesteuer      360 % 
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§ 4 
 

Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Ausgaben und  
Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre oder 
der Bürgermeister seine Zustimmung nach §82 Abs. 1 oder §84 Abs. 1 Gemeindeordnung  
erteilen kann, beträgt 5.000,00 EUR.  
 
 
Thaden, den 12.12.2017 
 
 
gez. 
 
Klaus-Heinrich Bünz 
(Bürgermeister) 
 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2018 wird hiermit öffentlich bekannt  
gemacht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen 
nehmen. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 
Hohenwestedt, Zimmer 116 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Haushaltssatzung   
der Gemeinde Todenbüttel 
für das Haushaltsjahr 2018 

 
 
 
Aufgrund der §§ 77 ff. der  Gemeindeordnung wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 
11. Dezember 2017 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 wird 

1. im Verwaltungshaushalt    
 in der Einnahme auf  1.491.100,00 € 
 in der Ausgabe auf  1.491.100,00 € 
 und    
2. im Vermögenshaushalt    
 in der Einnahme auf  370.800,00 € 
 in der Ausgabe auf  370.800,00 € 
 festgesetzt.    
 
 
 

§ 2 
 
Es werden festgesetzt: 

 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und 
 Investitionsförderungsmaßnahmen auf 

 
 0,00 € 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf  0,00 € 
3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf  0,00 € 
4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf              4,51 Stellen 
 
 
 

§ 3 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
(1) Grundsteuer  

a) für die land- und forstwirtschaftlichen  
Betriebe (Grundsteuer A) 

325 % 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 325 % 
(2) Gewerbesteuer 335 % 
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§ 4 
 

Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Ausgaben und  
Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre oder 
der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 82 Abs.1 oder §84 Abs. 1 Gemeindeordnung  
erteilen kann, beträgt 5.000,00 EUR.  
 
 
Todenbüttel, den 11.12.2017 
 
 
gez. 
 
Otto Harders 
(Bürgermeister) 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2018 wird hiermit öffentlich bekannt  
gemacht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen 
nehmen. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 
Hohenwestedt, Zimmer 116.  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Haushaltssatzung   
der Gemeinde Hanerau-Hademarschen 

für das Haushaltsjahr 2018 
 
 
Aufgrund der §§ 77 ff. der  Gemeindeordnung wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 
08. Dezember 2017 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 wird 

1. im Verwaltungshaushalt    
 in der Einnahme auf  5.059.200,00 € 
 in der Ausgabe auf  5.059.200,00 € 
 und    
2. im Vermögenshaushalt    
 in der Einnahme auf  891.000,00 € 
 in der Ausgabe auf  891.000,00 € 
 festgesetzt.    
 
 

§ 2 
 
Es werden festgesetzt: 

 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und 
 Investitionsförderungsmaßnahmen auf 

 
 0,00 € 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf  0,00 € 
3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf  0,00 € 
4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf 21,90 Stellen
 
 

§ 3 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
(1) Grundsteuer  

a) für die land- und forstwirtschaftlichen  
Betriebe (Grundsteuer A) 

320 % 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 320 % 
(2) Gewerbesteuer      360 % 
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§ 4 
 

Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Ausgaben und  
Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre oder 
der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 82 Abs. 1 oder §84 Abs. 1 Gemeindeordnung  
erteilen kann, beträgt 5.000,00 EUR.  
 
 
Hanerau-Hademarschen, den 11.12.2017 
 
 
 
gez. 
 
Thomas Deckner 
(Bürgermeister) 
 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2018 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen neh-
men. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 
Hohenwestedt, Zimmer 118.  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Haushaltssatzung   
der Gemeinde Oldenbüttel 
für das Haushaltsjahr 2018 

 
 
Aufgrund der §§ 77 ff. der  Gemeindeordnung wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 
07. Dezember 2017 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 wird 

1. im Verwaltungshaushalt    
 in der Einnahme auf  369.700,00 € 
 in der Ausgabe auf  369.700,00 € 
 und    
2. im Vermögenshaushalt    
 in der Einnahme auf  90.900,00 € 
 in der Ausgabe auf  90.900,00 € 
 festgesetzt.    
 
 

§ 2 
 
Es werden festgesetzt: 

 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und 
 Investitionsförderungsmaßnahmen auf 

 
 0,00 € 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf  0,00 € 
3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf  0,00 € 
4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf               0,00 Stellen 
 
 
 

§ 3 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
(1) Grundsteuer  

a) für die land- und forstwirtschaftlichen  
Betriebe (Grundsteuer A) 

320 % 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 320 % 
(2) Gewerbesteuer      350 % 
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§ 4 
 

Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Ausgaben und  
Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre oder 
der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 82 Abs. 1 oder §84 Abs. 1 Gemeindeordnung  
erteilen kann, beträgt 5.000,00 EUR.  
 
 
Oldenbüttel, den 08.12.2017 
 
 
 
gez. 
 
Carsten Ohlrogge 
(Bürgermeister) 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2018 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen neh-
men. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 
Hohenwestedt, Zimmer 118.  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Hohenwestedt 
für das Haushaltsjahr 2018 

 
 
Aufgrund der §§ 77 ff. der  Gemeindeordnung wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 
13.12.2017 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 wird 

1. im Verwaltungshaushalt    
 in der Einnahme auf  10.707.300,00 € 
 in der Ausgabe auf  10.707.300,00 € 
 und    
2. im Vermögenshaushalt    
 in der Einnahme auf  4.121.500,00 € 
 in der Ausgabe auf  4.121.500,00 € 
 festgesetzt.    
 
 

§ 2 
 
Es werden festgesetzt: 

 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und 
 Investitionsförderungsmaßnahmen auf 

 
 1.060.000,00 € 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf  0,00 € 
3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf  0,00 € 
4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf 34,97 Stellen
 
 

§ 3 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
(1) Grundsteuer  

a) für die land- und forstwirtschaftlichen  
Betriebe (Grundsteuer A) 

320 % 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 320 % 
(2) Gewerbesteuer 320 % 
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§ 4 
 

Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungs- 
ermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre oder der Bürgermeis-
ter seine Zustimmung nach § 82 Abs. 1 oder § 84 Abs. 1 Gemeindeordnung erteilen kann, beträgt 
5.000,00 EUR.  
 
 
 
 
Hohenwestedt, den 14.12.2017 
 
Gemeinde Hohenwestedt 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Bütecke 
 
(Holger Bütecke) 
Bürgermeister 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2018 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen neh-
men. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 
Hohenwestedt, Zimmer 115. 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung  
über die Entschädigung von  
ehrenamtlichen Tätigkeiten 

für die Gemeinde Hohenwestedt 
(Entschädigungssatzung) 

 
 
Aufgrund der §§ 4 und 24 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-H., S. 57) in der zur Zeit geltenden Fassung in Verbindung mit der Landesverordnung 
über Entschädigungen in kommunalen Ehrenämtern (Entschädigungsverordnung – EntschVO), der 
Landesverordnung über die Entschädigung der Wehrführungen der freiwilligen Feuerwehren und 
ihrer Stellvertretungen (Entschädigungsverordnung freiwillige Feuerwehren – EntschVOfF) und der 
Richtlinie über die Entschädigung von Mitgliedern der freiwilligen Feuerwehren und der Pflichtfeuer-
wehren (Entschädigungsrichtlinie – EntschRichtl-fF) in den jeweils zur Zeit gültigen Fassungen wird 
nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung vom 13. Dezember 2017 folgende Satzung über 
die Entschädigung von ehrenamtlichen Tätigkeiten für die Gemeinde Hohenwestedt erlassen: 
 
 
 

§ 1 
Bürgervorsteherin oder Bürgervorsteher 

 
(1) Die Bürgervorsteherin oder der Bürgervorsteher erhält nach Maßgabe der Entschädigungsver-
ordnung eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 75% des Höchstsatzes der Verord-
nung.  

(2) Die Stellvertretenden der Bürgervorsteherin oder des Bürgervorstehers erhalten nach Maßgabe 
der Entschädigungsverordnung eine monatliche Aufwandsentschädigung. Diese beträgt für die 1. 
Stellvertretende oder den 1. Stellvertretenden 10% und für die 2. Stellvertretende oder den 2. 
Stellvertretenden 5% der Aufwandsentschädigung der Bürgervorsteherin oder des Bürgervorste-
hers nach Abs. 1. 
 
 

§ 2 
Mitglieder der Gemeindevertretung 

 
(1) Die Gemeindevertreterinnen und -vertreter erhalten nach Maßgabe der geltenden Entschädi-
gungsverordnung ein Sitzungsgeld in Höhe des Höchstsatzes der Verordnung für die Teilnahme 
an Sitzungen der Gemeindevertretung und der Ausschüsse, in die sie gewählt sind. 

(2) Für die Teilnahme an Sitzungen der Fraktionen und Teilfraktionen wird den Gemeindevertrete-
rinnen und -vertretern nach Maßgabe der geltenden Entschädigungsverordnung ein Sitzungsgeld 
in Höhe von 50% des Höchstsatzes der Verordnung gewährt. 
 
 

§ 3 
Ausschussvorsitzende 

 
Ausschussvorsitzende und bei Verhinderung von Ausschussvorsitzenden deren Stellvertreterinnen 
und Stellvertreter erhalten nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung für jede von ihnen gelei-
tete Sitzung ein weiteres Sitzungsgeld in Höhe des Höchstsatzes der Verordnung. 
 
 
 
 
 

 



- 788 - 

§ 4 
Bürgerliche Ausschussmitglieder 

 
(1) Die nicht der Gemeindevertretung angehörenden Mitglieder der Ausschüsse erhalten nach 
Maßgabe der Entschädigungsverordnung für die Teilnahme an Sitzungen der Ausschüsse, in die 
sie gewählt sind, ein Sitzungsgeld in Höhe des Höchstsatzes der Verordnung. 

(2) Absatz 1 gilt im Vertretungsfall entsprechend für die stellvertretenden Ausschussmitglieder, die 
nicht der Gemeindevertretung angehören. 

(3) Die nicht der Gemeindevertretung angehörenden Mitglieder der Ausschüsse, sowie deren 
Stellvertreterinnen und Stellvertreter erhalten nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung für 
die Teilnahme an Sitzungen der Fraktionen und Teilfraktionen ein Sitzungsgeld in Höhe von 50% 
des Höchstsatzes der Verordnung. 
 
 

§ 5 
Fraktionsvorsitzende 

 
(1) Fraktionsvorsitzende erhalten nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung eine Aufwands-
entschädigung in Höhe von 30 % des Höchstsatzes nach § 4 der Entschädigungsverordnung.  

(2) Stellvertretenden von Fraktionsvorsitzenden wird nach Maßgabe der Entschädigungsverord-
nung bei Verhinderung der oder des Fraktionsvorsitzenden für ihre besondere Tätigkeit als Vertre-
tung eine Aufwandsentschädigung gewährt, deren Höhe von der Dauer der Vertretung abhängt. 
Die Aufwandsentschädigung beträgt für jeden Tag, an dem die Fraktionsvorsitzende oder der 
Fraktionsvorsitzende vertreten wird, ein Dreißigstel der monatlichen Aufwandsentschädigung der 
oder des Fraktionsvorsitzenden. Die Aufwandsentschädigung für die Stellvertretung darf die Auf-
wandsentschädigung der oder des Fraktionsvorsitzenden nicht übersteigen. 
 
 

§ 6 
Stellvertretende Bürgermeisterin oder stellvertrete nder Bürgermeister 

 
Der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters wird nach 
Maßgabe der Entschädigungsverordnung bei Verhinderung der Bürgermeisterin oder des Bürger-
meisters für ihre oder seine besondere Tätigkeit als Vertretung eine entsprechende Aufwandsent-
schädigung gewährt, deren Höhe von der Dauer der Vertretung abhängt. Die Aufwandentschädi-
gung beträgt für jeden Tag, an dem die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister vertreten wird, ein 
Dreißigstel der monatlichen Aufwandentschädigung der Bürgervorsteherin oder des Bürgervorste-
hers nach § 1 Abs. 1 dieser Satzung. 
 
 

§ 7 
Gemeindewehrführerin oder Gemeindewehrführer 

 
Die Gemeindewehrführerin oder der Gemeindewehrführer und ihre oder seine Stellvertreterin oder 
ihr oder sein Stellvertreter erhalten nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung Freiwillige Feu-
erwehren eine Aufwandsentschädigung in Höhe des Höchstsatzes der Verordnung.  
 
 

§ 8 
Jugendfeuerwehrwart 

 
Die Jugendfeuerwehrwartin oder der Jugendfeuerwehrwart der Freiwilligen Feuerwehr Hohen-
westedt erhält nach Maßgabe der Richtlinien über die Entschädigung von Mitgliedern der Freiwilli-
gen Feuerwehren eine Auslagenpauschale in Höhe des Höchstsatzes der Richtlinien. 
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§ 9 
Sonstige Entschädigungen 

 
(1) Ehrenbeamtinnen und -beamten, ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern, Gemeindever-
treterinnen und -vertretern, den nicht der Gemeindevertretung angehörenden Mitgliedern und stell-
vertretenden Mitgliedern von Ausschüssen und Mitgliedern der Beiräte ist der durch die Wahrneh-
mung des Ehrenamtes oder der ehrenamtlichen Tätigkeit während der regelmäßigen Arbeitszeit 
entgangene Arbeitsverdienst aus unselbständiger Arbeit auf Antrag in der nachgewiesenen Höhe 
gesondert zu ersetzen. Ferner ist der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallene Arbeitge-
beranteil zur Sozialversicherung zu erstatten, soweit dieser zu Lasten der oder des Entschädi-
gungsberechtigten an den Sozialversicherungsträger abgeführt wird. 

(2) Sind die in Absatz 1 Satz 1 genannten Personen selbständig, so erhalten sie für den durch die 
Wahrnehmung des Ehrenamtes oder der ehrenamtlichen Tätigkeit während der regelmäßigen Ar-
beitszeit entstandenen Verdienstausfall auf Antrag eine Verdienstausfallentschädigung, deren Hö-
he je Stunde im Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft gemachten Verdienstausfalls nach billi-
gem Ermessen festgesetzt wird. Der Höchstbetrag der Verdienstausfallentschädigung je Stunde 
beträgt 30,00 €. 

(3) Personen nach Abs. 1 Satz 1, die einen Haushalt mit mindestens 2 Personen führen und nicht 
oder weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten für die durch die Wahrnehmung 
des Ehrenamtes oder der ehrenamtlichen Tätigkeit bedingten Abwesenheit vom Haushalt während 
der regelmäßigen Hausarbeitszeit gesondert auf Antrag für jede volle Stunde der Abwesenheit 
eine Entschädigung. Der Stundensatz dieser Entschädigung beträgt 10,00 €. Auf Antrag sind statt 
einer Entschädigung nach Stundensätzen die angefallenen notwendigen Kosten für eine Vertre-
tung im Haushalt zu ersetzen. 

(4) Personen nach Abs. 1 Satz 1 werden auf Antrag die nachgewiesenen Kosten einer durch die 
Wahrnehmung des Ehrenamtes oder der ehrenamtlichen Tätigkeit erforderlichen entgeltlichen Be-
treuung von Kindern, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, oder pflegebedürftigen 
Angehörigen gesondert erstattet. Dies gilt nicht für Zeiträume, für die nach den Absätzen 1 bis 3 
eine Entschädigung gewährt wird. 

(5) Personen nach Absatz 1 Satz 1 können Fahrkosten für die Fahrten zum Sitzungsort und zurück 
gesondert erstattet werden, höchstens jedoch in Höhe der Kosten der Fahrt von der Hauptwoh-
nung zum Sitzungsort und zurück. Bei Benutzung privateigener Kraftfahrzeuge richtet sich die Hö-
he der Entschädigung nach den Sätzen des § 5 Bundesreisekostengesetz. 

(6) Personen nach Abs. 1 Satz 1 ist für Dienstreisen Reisekostenvergütung nach den Vorschriften 
des Bundesreisekostengesetzes zu gewähren. 
 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
(1) Die Satzung über die Entschädigung von ehrenamtlichen Tätigkeiten für die Gemeinde Hohen-
westedt tritt zum 01.01.2018 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Satzung über die Entschädigung von eh-
renamtlichen Tätigkeiten für die Gemeinde Hohenwestedt vom 14.12.2015 außer Kraft.  
 
 
Hohenwestedt, den 14.12.2017 
 
 
gez.  
 
Holger Bütecke 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Haushaltssatzung   
der Gemeinde Lütjenwestedt 
für das Haushaltsjahr 2018 

 
 
Aufgrund der §§ 77 ff. der  Gemeindeordnung wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 
13. Dezember 2017 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 wird 

1. im Verwaltungshaushalt    
 in der Einnahme auf  736.300,00 € 
 in der Ausgabe auf  736.300,00 € 
 und    
2. im Vermögenshaushalt    
 in der Einnahme auf  302.500,00 € 
 in der Ausgabe auf  302.500,00 € 
 festgesetzt.    
 
 

§ 2 
 
Es werden festgesetzt: 

 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und 
 Investitionsförderungsmaßnahmen auf 

 
 180.000,00 € 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf  0,00 € 
3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf  0,00 € 
4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf 2,23 Stellen
 
 

§ 3 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
(1) Grundsteuer  

a) für die land- und forstwirtschaftlichen  
Betriebe (Grundsteuer A) 

260 % 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 260 % 
(2) Gewerbesteuer      320 % 
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§ 4 
 

Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Ausgaben und  
Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre oder 
der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 82 Abs. 1 oder §84 Abs. 1 Gemeindeordnung  
erteilen kann, beträgt 5.000,00 EUR.  
 
 
Lütjenwestedt, den 14.12.2017 
 
 
 
gez. 
Björn Baasch 
(Bürgermeister) 
 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2018 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen neh-
men. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 
Hohenwestedt, Zimmer 118.  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Gemeindewerke Hohenwestedt Kommunalservice  

 

Zusammenstellung nach § 12 Abs. 1 EigVO für das Wirtschaftsjahr 2018 

Aufgrund des § 5 Abs. 1 Nr. 6 der Eigenbetriebsverordnung für das Land Schleswig-Holstein in 
Verbindung mit § 97 Gemeindeordnung hat die Gemeindevertretung durch Beschluss vom 
13.12.2017 den Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2018 festgestellt. 

 

1. Es betragen 
 
1.1. Im Erfolgsplan  

die Erträge                          2.431.300,00 EUR 
die Aufwendungen             2.412.900,00 EUR 
der Jahresgewinn                   18.400,00 EUR 
der Jahresverlust                    0,00 EUR 
 

1.2. Im Vermögensplan 
die Einnahmen    1.498.000,00 EUR 
die Ausgaben                           1.498.000,00 EUR 
 
 

2. Es werden festgesetzt 
 
2.1. Der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen 

auf  
 
1.000.000,00 EUR 

 

2.2. Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 
 
0,00 EUR 

 

2.3. Der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 
 
1.600.000,00 EUR 

 

Hohenwestedt, 13.12.2017      Gemeinde Hohenwestedt 

      gez. Holger Bütecke, Bürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

 
Gemeindewekre Aukrug 
 
Zusammenstellung nach § 12 Abs. 1 EigVO für das Wir tschaftsjahr 2018   
                
Aufgrund des § 5 Abs. 1 Nr. 6 der Eigenbetriebsverordnung für das Land Schleswig-Holstein vom  
15. August 2007 in Verbindung mit § 97 Gemeindeordnung hat die Gemeindevertretung    
durch Beschluss vom 06.12.2017 den Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2018 festgestellt. 

1. Es betragen           
                
    1.1 im Erfolgsplan         
      die Erträge 998.600,00 Euro     
      die Aufwendungen 966.600,00 Euro     
      der Jahresgewinn 32.000,00 Euro     
      der Jahresverlust   Euro     
                
    1.2 im Vermögensplan         
      die Einnahmen 339.500,00 Euro     
      die Ausgaben 339.500,00 Euro     
                
                
2. Es werden festgesetzt         
                
    2.1 Der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen     
      und Investitionsförderungsmaßnahmen auf         
      0,00 Euro       
              

    2.2 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigun-
gen auf         

      0,00 Euro       
              
    2.3 der Höchstbetrag der Kassenkredite auf         
      100.000,00 Euro     
                
                
                
                
                
                
Aukrug, 
06.12.2017   

gez. Nils 
Kuhnke       

        Bürgermeister       
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Benutzungs- und Gebührensatzung 
für die Kindertagesstätte 

der Gemeinde Hohenwestedt 
 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) und der §§ 1 und 6 des Kommunalabgabengesetzes des Landes 
Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Januar 2005 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 27) in den jeweils zurzeit 
gültigen Fassungen wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 13.12.2017 folgende Be-
nutzungs- und Gebührensatzung für die Kindertagesstätte der Gemeinde Hohenwestedt erlassen: 
 
 

§ 1 
Widmung als öffentliche Einrichtung 

 
Die Gemeinde Hohenwestedt unterhält eine Kindertagesstätte als unselbständige öffentliche Ein-
richtung. 
 
 

§ 2 
Zweck, Gemeinnützigkeit  

 
(1) Die Kindertagesstätte dient der familienergänzenden, erzieherischen und sozialpädagogischen 
Betreuung von Kindern. Die Kindertagesstätte ist eine gemeinnützige Einrichtung im Sinne der 
Gemeinnützigkeitsverordnung vom 24.12.1953 (BGBl. I S. 1592). Sie ist eine sozialpädagogische 
Einrichtung mit einem eigenen Betreuungs-, Erziehungs- und Bildungsauftrag. Dieser Auftrag wird 
in kommunaler Verantwortung selbständig wahrgenommen. Es geht nicht darum, Eltern oder Fa-
milien zu ersetzen, sondern sie in die Arbeit einzubeziehen, ihre Eigenverantwortung zu stärken 
und zur Mitwirkung zu gewinnen.  

(2) Die Erziehungsberechtigen verpflichten sich, zum Wohle ihrer Kinder, mit dem Personal der 
Kindertagesstätte eine Erziehungspartnerschaft einzugehen.  
 
 

§ 3 
Aufnahme in die Kindertagesstätte, Wechsel in den E lementarbereich  

 
(1) Im Rahmen der verfügbaren Plätze werden vorrangig Kinder in der Kindertagesstätte aufge-
nommen, die mit Hauptwohnsitz in der Gemeinde Hohenwestedt und den Gemeinden, die sich 
aufgrund einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung an den Kosten der Kindertagesstätte beteiligen. 
Der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung gehören derzeit folgende Gemeinden an: Grauel, Hohen-
westedt, Heinkenborstel, Jahrsdorf, Meezen, Mörel, Peissen, Rade, Remmels, Tappendorf und 
Wapelfeld. Diese zählen zum Einzugsbereich. 

(2) Die Kindertagesstätte dient der Betreuung von Kindern im Alter von 0 bis 3 Jahren (Krippe) und 
Kindern im Alter von 3 Jahren bis zum Schuleintritt. Der Betreuungsumfang richtet sich nach den 
gesetzlichen Bestimmungen. 

Es werden folgende Betreuungsformen angeboten: 

• Früh- und Spätdienst 

• Vormittagsbetreuung in der Krippe 

• Vormittagsbetreuung im Elementarbereich im Haus 

• Vormittagsbetreuung im Elementarbereich in einer Outdoorgruppe 

• Mittagsverpflegung 

• Erweiterte Betreuungszeiten in den Nachmittag hinein 
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(3) Die Elternwünsche für die Betreuungszeiten sollen berücksichtigt werden. Die Kinder sind je-
weils bis zum 31. Januar eines Jahres für das kommende Kindertagesstättenjahr anzumelden. Mit 
der verbindlichen Anmeldung sind aktuelle Arbeitsbescheinigungen der Erziehungsberechtigten 
einzureichen.  

Die Vergabe der Plätze erfolgt dann nach folgenden Kriterien:  

Aufnahme von über 3-Jährigen  

1. Kinder, die mit Hauptwohnsitz im Einzugsbereich wohnen 

2. Krippenkinder, die bereits vor dem Stichtag eine Ummeldung in den Elementarbereich ein-
gereicht haben 

3. Vorschul- und Kann-Kinder 
4. Kinder, deren Anmeldung bis zum Stichtag eingegangen ist 
5. Kinder, deren Erziehungsberechtigte/-n berufstätig ist/sind, sich in einer Ausbildung oder in 

einem Studium befinden oder an einer beruflichen Qualifizierungsmaßnahme teilnehmen 
(mit Bescheinigung des Arbeitgebers) 

6. Kinder, deren Erziehungsberechtigte/-n alleinerziehend ist 
7. Soziale Indikation (Einzelfallentscheidung durch die Leitung und den Träger) 
8. Nach dem Anmeldedatum 
9. Nach dem Alter der Kinder (ältere Kinder erhalten vorrangig einen Platz) 

Aufnahme von unter 3-Jährigen 

1. Kinder, die mit Hauptwohnsitz im Einzugsbereich wohnen 
2. Kinder, deren Erziehungsberechtigte/-n berufstätig ist/sind, sich in einer Ausbildung oder in 

einem Studium befinden oder an einer beruflichen Qualifizierungsmaßnahme teilnehmen 
(mit Bescheinigung des Arbeitgebers) 

3. Alle Kinder, die unter den § 24 (1) SGB VIII fallen oder Kinder, die das erste Lebensjahr 
vollendet haben. 

4. Kinder, deren  Erziehungsberechtigte/-n alleinerziehend ist 
5. Soziale Indikation (Einzelfallentscheidung durch die Leitung und den Träger) 
6. Nach dem Anmeldedatum 
7. Nach dem Alter der Kinder (ältere Kinder erhalten vorrangig einen Platz) 

Anmeldungen, die nach dem 31.01. eingehen, werden nach Eingang der Anmeldung berücksich-
tigt. 
 (4) In dem Fall, dass die Alters- und Geschlechtermischung der Gruppen wesentlich ins Ungleich-
gewicht geraten sollte, besitzt die Leitung aus pädagogischen Gründen ein Vetorecht. In diesem 
Fall wird das weitere Vorgehen mit dem der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister abgestimmt. 

(5) Aufgrund des pädagogischen Konzeptes erfolgt der Wechsel von der Krippe in den Elementar-
bereich grundsätzlich zum nächsten 1. nach dem 3. Geburtstag, aber frühestens 8 Tage nach dem 
3. Geburtstag. Ihm geht eine angemessene Umgewöhnungsphase voraus.  

(6) Die Aufnahme eines Kindes erfolgt jeweils für den Bereich (Krippe, Elementarbereich Haus und 
Elementarbereich Outdoor) für den das Kind schriftlich angemeldet wurde. Für die Aufnahme des 
Kindes in einen anderen Bereich der Einrichtung ist ein neuer Antrag (Änderungsmeldung) zu stel-
len. Eine Änderung des Betreuungsbereiches kann grundsätzlich nur zu Beginn des folgenden 
Betreuungsjahres erfolgen. Ein entsprechender Antrag (Änderungsmeldung) ist in der Regel bis 
zum 31.01. des Jahres an die Leitung der Einrichtung schriftlich zu stellen. 

(7) Bei der Aufnahme in die Kindertagesstätte ist eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen, in der 
für den Besuch der Kindertagesstätte bedeutsame vorangegangene Erkrankungen, insbesondere 
Infektionskrankheiten und der Impfstatus des Kindes festgehalten sind. Das Attest sollte nicht älter 
als 4-6 Wochen sein. 

(8) Die Aufsichtspflicht obliegt kraft Gesetz (§1631 BGB) den Personensorgeberechtigten, in der 
Regel den Erziehungsberechtigten. Für die Dauer des Besuches der Einrichtung wird die Auf-
sichtspflicht auf den Einrichtungsträger übertragen. Der Träger bedient sich bei der Erfüllung sei-
ner Verpflichtung pädagogisch ausgebildeter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die Mitarbeiterinnen 
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und Mitarbeiter übernehmen das Kind in den Räumen der Kindertagesstätte und übergeben es am 
Ende der Öffnungszeiten wieder in die Aufsichtspflicht der Erziehungsberechtigten. Für den Weg 
zur Kindertagesstätte sowie für den Nachhauseweg sind allein die Erziehungsberechtigten auf-
sichtspflichtig. Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, für die Abholung und das Bringen Sor-
ge zu tragen. Wird dies abgelehnt, kann die Kündigung des Betreuungsverhältnisses durch die 
Bürgermeisterin/den Bürgermeister erfolgen. Mit der Einrichtung ist schriftlich zu vereinbaren, von 
welcher Person das Kind abgeholt wird und ob bestimmte Personen als Begleitpersonen ausge-
schlossen sind. 
Sofern Kinder aus den Umlandgemeinden die Schulbusse des Schulverbandes Hohenwestedt 
nutzen, geschieht dieses ebenfalls auf eigene Verantwortung der Eltern. Die Kinder werden nicht 
vom Bus abgeholt und zum Bus gebracht, sondern müssen den Weg alleine zurücklegen. 

 
 

§ 4 
Regelung für den Besuch der Kindertagesstätte  

 
Der regelmäßige Besuch der Kindertagesstätte ist Voraussetzung für eine kontinuierliche Förde-
rung des Kindes. Kann das Kind die Kindertagesstätte nicht besuchen, haben die Erziehungsbe-
rechtigten dieses der Leitung oder der Gruppenleitung unverzüglich mitzuteilen. 
 
 

§ 5 
Öffnungszeiten  

 
(1) Die Kindertagesstätte ist werktags von Montag bis Freitag geöffnet. Die Betreuung der Kinder 
erfolgt in der Krippe von 8.00 - 12.00 Uhr. Die Betreuung der Kinder in den Elementargruppen er-
folgt vormittags von 8.00 - 12.00 Uhr. Soweit Bedarf besteht und die Kapazitäten der Kindertages-
stätte es zulassen werden darüber hinaus folgende Betreuungszeiten angeboten: 
Frühbetreuung von  7.00 - 7.30 Uhr und von 7.30 - 8.00 Uhr 
Mittagsbetreuung von 12.00 - 12.30 Uhr und von 12.30 - 13.00 Uhr 

ggf. inkl. Mittagstisch 
Erweiterte Betreuung von  13.00 bis 14.00 Uhr* 

 14.00 bis 15.00 Uhr* 

 15.00 bis 16.00 Uhr* 

 16.00 bis 17.00 Uhr*  

*Bei den erweiterten Betreuungszeiten ist der Mittagstisch zwingend mit zu buchen. Die erweiter-
ten Betreuungszeiten werden lediglich angeboten, wenn mindestens 5 Anmeldungen von unter 3-
Jährigen und 10 Anmeldungen von über 3-Jährigen vorliegen. 

(2) Während der Sommerferien bleibt die Kindertagesstätte drei Wochen geschlossen, ebenso am 
Freitag nach Himmelfahrt und zwischen dem 24.12. und 01.01. Weiterhin hat der Träger bei Bedarf 
z.B. wg. Fortbildung des Personals, die Möglichkeit, die Kindertagesstätte an bis zu 5 weiteren 
Tagen im Jahr zu schließen. Die Schließzeiten werden nach Anhörung des Beirates vom Träger 
festgelegt und rechtzeitig bekannt gegeben. 

(3) Wird die Kindertagesstätte auf Anordnung des Gesundheitsamtes oder aus anderen zwingen-
den Gründen vorübergehend geschlossen oder in ihrem Betrieb eingeschränkt, besteht kein An-
spruch des Kindes in eine andere Gruppe oder Notgruppe oder auf Schadenersatz. Eine Erstat-
tung der Gebühr aus diesem Grund erfolgt nicht. 
 
 
 

§ 6 
Beendigung des Betreuungsverhältnisses 

 
(1) Eine Abmeldung des Kindes ist grundsätzlich nur zum Ende des Kindertagesstättenjahres 
(31.07.) möglich.  

 
(2) Bei Eintritt der Schulpflicht endet das Betreuungsverhältnis automatisch. 
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(3) In begründeten Fällen (z.B. Umzug, Krankheit, Eingewöhnungsphase oder beim Vorliegen be- 
sonderer Umstände) können die Erziehungsberechtigten das Betreuungsverhältnis mit einer Frist 
von 2 Wochen zum Monatsende kündigen. Ob besondere Umstände vorliegen, entscheidet die 
Bürgermeisterin/der Bürgermeister. In besonderen Härtefällen kann sie/er von der Frist abweichen. 
 
(4) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister kann das Betreuungsverhältnis in Absprache mit der 
Kindertagesstättenleitung aus wichtigem Grund mit einer Frist von 2 Wochen zum Monatsende 
kündigen. Wichtige Gründe liegen insbesondere vor, wenn 
 
a) die Gebühr sowie die Gebühr für das Mittagessen für einen Zeitraum von 2 Monaten unbegrün-

det nicht entrichtet wurde. 
b) das Kind über einen längeren Zeitraum von mindestens 2 Wochen unentschuldigt fehlt. 
c) das Kind über einen längeren Zeitraum die Kindertagesstätte unbegründet unregelmäßig be-

sucht. 
d) das Kind in der erforderlichen Weise nicht gefördert werden kann oder die Förderung der ande-

ren Kinder der Gruppe dadurch erheblich beeinträchtigt.  
e) das Kind sich nicht in die Gemeinschaft integrieren kann oder andere Kinder gefährdet und trotz 

Beteiligung der Erziehungsberechtigten und des Jugendamtes keine dem Kindeswohl entspre-
chende Lösung gefunden werden konnte. 

f) mit den Erziehungsberechtigten eine Erziehungspartnerschaft zum Wohl des Kindes nicht er-
reicht werden kann oder die Einrichtungskonzeption nicht unterstützt wird. 

g) die Wohnortgemeinde des Kindes die Zahlung des Kostenausgleiches nach § 25a KitaG ein-
stellt oder ablehnt. 

 
 

§ 7 
Krankheit  

 
(1) Ein erkranktes Kind darf bis zu seiner Genesung die Kindertagesstätte nicht besuchen. Die 
Kindertagesstätte ist über jede Erkrankung unverzüglich zu benachrichtigen. Die Benachrichtigung 
muss auch erfolgen, wenn ein Mitglied der Haushaltsgemeinschaft an einer ansteckenden Krank-
heit erkrankt ist (§ 34 Infektionsschutzgesetz (IfSG)). Das Merkblatt über die Belehrung für Eltern 
und sonstige Sorgeberechtigte gem. § 34 Abs. 5 Seite 2 IfSG ist der Anlage beigefügt. 

 
 

§ 8 
Benutzungsgebühr  

 
(1)Nach § 25 (1) KiTaG sind die Erziehungsberechtigten verpflichtet, sich an den Kosten zu betei-
ligen, die für das Kind in der Kindertagesstätte entstehen. Auch bei Abwesenheit des Kindes z.B. 
bei Kuren, Krankenhausaufenthalten, Schließzeiten etc. besteht die Pflicht zur Zahlung des Teil-
nahmebeitrages weiter. Art und Umfang der Kostenbeteiligung werden vom Träger nach Anhörung 
des Beirates festgelegt. 

(2)Ein Kindertagesstättenjahr läuft vom 01.08. bis zum 31.07. des Folgejahres. Für die Vorschul-
kinder kann vom Ende des Kindertagesstättenjahres (31.07.) je nach Lage der Sommerferien in 
Schleswig-Holstein abgewichen werden. 
 
(3)Änderungsmeldungen, die den Wegfall von Betreuungszeiten betreffen, sind mit einer 6 wöchi-
gen Frist zum Quartalsende möglich. 
 
(4) Die monatliche Benutzungsgebühr beträgt für  
  für Kinder 

über  3 Jahren 
 für Kinder 

unter  3 Jahren 

07.00 Uhr bis 07.30 Uhr Frühdienst       20,25 €        26,50 € 

07.30 Uhr bis 08.00 Uhr Frühdienst       20,25 €        26,50 € 

08.00 Uhr bis 12.00 Uhr Vormittagsbetreuung     162,00 €      212,00 € 



- 798 - 

12.00 Uhr bis 12.30 Uhr Mittagsbetreuung       20,25 €        26,50 € 

12.30 Uhr bis 13.00 Uhr Mittagsbetreuung       20,25 €        26,50 € 
13.00 Uhr bis 14.00 Uhr          Erweiterte Betreuung              40,50 €          53,00 €  
14.00 Uhr bis 15.00 Uhr          Erweiterte Betreuung              40,50 €              53,00 € 
15.00 Uhr bis 16.00 Uhr          Erweiterte Betreuung              40,50 €                     53,00 € 
16.00 Uhr bis 17.00 Uhr          Erweiterte Betreuung              40,50 €              53,00 € 
 
Die Früh- und Mittagsbetreuung kann auch sporadisch nach mündlicher Absprache genutzt wer-
den. Die Kosten betragen pro angefangene halbe Stunde für über 3-Jährige 3,00 € und für unter 3-
Jährige 4,00 €. 
 
Die erweiterten Betreuungszeiten ab 13.00 Uhr können auch sporadisch nach mündlicher Abspra-
che genutzt werden. Die Kosten betragen pro angefangene Stunde für  über 3-Jährige 6,00 € und 
für unter 3-Jährige  8,00 €. Bei einer Betreuung ab 13.00 Uhr ist das Mittagessen zwingend zu 
buchen. 
 
Im ersten Betreuungsmonat ist für die Betreuung von unter 3-Jährigen 50 % der monatlichen Be-
nutzungsgebühr zu entrichten, da dies die Eingewöhnungsphase des Kindes ist. 

 
Für Kinder, die drei Jahre alt werden, gelten die Ü3-Gebühren ab dem Monat des dritten Geburts-
tages. 
 
(5) Die Benutzungsgebühr ist monatlich im Voraus fällig. Für versäumte Benutzungstage werden 
keine Erstattungen geleistet. Die Benutzungsgebühr ist bis zum Ende des Monats zu zahlen, in 
dem die Beendigung (§6) erfolgt. 

(6) Die Benutzungsgebühr muss auch während der Ferien und Schließungszeiten gezahlt werden. 
Das gilt auch, wenn das Kind wegen der Einschulung zum Beginn der Sommerferien abgemeldet 
wird.  

(7) Auf Antrag wird die Gebühr nach den Richtlinien des Kreises Rendsburg-Eckernförde für die 
Sozialstaffelregelung ermäßigt. Hierunter fallen Familien mit geringerem Einkommen und Familien 
von denen mehrere Kinder gleichzeitig die Einrichtung besuchen. 
 
 

 
§ 9 

Gebühr für das Mittagessen 
 
(1) Die Gebühr für das Mittagessen beträgt monatlich in der Kindertagesstätte 48,00 €. Im ersten 
Betreuungsmonat ist für die Betreuung von unter 3-Jährigen 50 % der monatlichen Essenspau-
schale zu entrichten, da dies die Eingewöhnungsphase des Kindes ist. 

(2) In Ausnahmefällen besteht die Möglichkeit für eine spontane Teilnahme am Mittagessen eine 
10er-Karte i. H. v. 40,00 € bei der Amtsverwaltung zu erwerben.  

(3) Gebührenschuldner, die einen Anspruch auf Bildung und Teilhabe gemäß §§ 28 ff. Sozialge-
setzbuch zweites Buch (SGB II), §§ 34 ff. Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII), § 6 Bundes-
kindergeldgesetz (BKKG), § 2 bzw. § 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes oder anderen Rechts-
grundlagen haben und einen Antrag auf Leistung der Bildung und Teilhabe gestellt haben, leisten 
auf die Gebühr nach Abs. 1 einen Eigenanteil i. H. v. 18,33 €.  

(4) Eine Gebühr für das Mittagessen wird auf Antrag nicht erhoben, wenn ein Kind länger als an 10 
aufeinanderfolgenden Betriebstagen fehlt. Die regulären Schließzeiten gemäß dieser Satzung 
bleiben unberücksichtigt. 

(5) Kinder, die über 12.00 Uhr hinaus in Ganztagsgruppen betreut werden, müssen am Mittages-
sen teilnehmen, da die Zeitspanne zwischen dem Frühstück und einer warmen Mahlzeit am frühen 
Abend für die Kinder zu lang ist. 
 
 
 
 



- 799 - 

 
§ 10 

Datenverarbeitung 
 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Benutzungs- und Gebührensatzung ist die Verwendung der erforderli-
chen personenbezogenen Daten, die aus der Prüfung der persönlichen Unterlagen bekannt ge-
worden sind, durch die Gemeinde Hohenwestedt zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die 
aus melderechtlichen Gründen erhoben und gespeichert sind. Das Amt Mittelholstein als für die 
Gemeinde Hohenwestedt gesetzlich zuständige Verwaltungsbehörde, darf sich dieser Daten zum 
Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Satzung bedienen und sie weiter verarbeiten. 

(2) Die Gemeinde Hohenwestedt bzw. das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von 
Angaben der Gebührenpflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden oder angefallenen Daten ein 
Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebührenerhebung nach dieser Satzung er-
forderlichen Daten zu führen und diese zum Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Gebüh-
rensatzung zu verwenden und weiter zu verarbeiten. 
 

§ 11 
Inkrafttreten  

 
Diese Benutzungs- und Gebührensatzung tritt zum 01.01.2018 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Benut-
zungs- und Gebührensatzung vom 26.04.2017 außer Kraft.  
 
Hohenwestedt, den 13.12.2017 
 
gez. Unterschrift   
 
Holger Bütecke 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

I. Nachtragshaushaltssatzung 
der Gemeinde Meezen 

für das Haushaltsjahr 2017 
 
 
 
Aufgrund des § 80 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 (GVOBl. 
Schl.-Holst., S. 57) in der zurzeit geltenden Fassung wird nach Beschlussfassung durch die Gemein-
devertretung vom 05. Dezember 2017 folgende I. Nachtragshaushaltssatzung erlassen: 
 
 
 
 

§ 1 
 
Mit dem I. Nachtragshaushaltsplan werden 

 erhöht 
um 

vermindert 
um 

und damit der Gesamtbetrag 
des Haushaltsplanes einschl. 

der Nachträge 
   gegenüber  

bisher 
nunmehr festge-

setzt auf 
1. im Verwaltungshaushalt    

die Einnahmen 7.400,00 € 0,00 € 411.700,00 € 419.100,00 € 
die Ausgaben 7.400,00 €            0,00 € 411.700,00 € 419.100,00 € 

     
2. im Vermögenshaushalt   

die Einnahmen 0,00 € 5.800,00 € 98.600,00 € 92.800,00 € 
die Ausgaben 0,00 € 5.800,00 € 98.600,00 €            92.800,00 € 

 
 
 

§ 2 
 

unverändert 
 
 

§§ 3 und 4 
 

unverändert 
 
 
 
 
Meezen, den 06.12.2017 
 
gez. Wehner 
 
Karl-Friedrich Wehner 
(Bürgermeister)  
 
Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Jeder kann Einsicht in die Nachtragshaushaltssatzung und den Nachtragshaus-
haltsplan mit den Anlagen nehmen. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittel-
holstein, Am Markt 15, 24594 Hohenwestedt, Zimmer 115. 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Haushaltssatzung   
der Gemeinde Meezen 

für das Haushaltsjahr 2018 
 
 
Aufgrund der §§ 77 ff. der  Gemeindeordnung wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 
05.12.2017 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 wird 

1. im Verwaltungshaushalt    
 in der Einnahme auf  405.700,00 € 
 in der Ausgabe auf  405.700,00 € 
 und    
2. im Vermögenshaushalt    
 in der Einnahme auf  35.500,00 € 
 in der Ausgabe auf  35.500,00 € 
 festgesetzt.    
 
 

§ 2 
 
Es werden festgesetzt: 

 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und 
 Investitionsförderungsmaßnahmen auf 

 
 0,00 € 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf  0,00 € 
3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf  0,00 € 
4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf 0,00 Stellen
 
 

§ 3 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
(1) Grundsteuer  

a) für die land- und forstwirtschaftlichen  
Betriebe (Grundsteuer A) 

325 % 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 325 % 
(2) Gewerbesteuer 336 % 
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§ 4 

 
Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungs- 
ermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre oder der Bürgermeis-
ter seine Zustimmung nach § 82 Abs. 1 oder § 84 Abs. 1 Gemeindeordnung erteilen kann, beträgt 
5.000,00 EUR.  
 
 
 
 
Meezen, den 06.12.2017 
 
Gemeinde Meezen 
Der Bürgermeister 
 
gez. Wehner 
 
 
(Karl-Friedrich Wehner) 
Bürgermeister 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2018 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen neh-
men. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 
Hohenwestedt, Zimmer 115. 
 
 
 
 
 

 


